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vielen Dank, 
dass Sie das 
„Wir in Mitte“ 
lesen und sich 
über die Arbeit 
der CDU-Mitte 
und unserer 
M a n d a t s t r ä -
ger in unserem 
Kommunalpar-
lament, der 
Bezirksverord-
netenversamm-
lung, und im Ab-
geordnetenhaus 
von Berlin infor-
mieren.

Die letzten Wochen standen auch in Mitte 
unter dem Vorzeichen der Wahlen zum Euro-
päischen Parlament am 9. Juni 2024. Bei al-
ler Kritik, die man an so mancher Richtlinie 
oder Verordnung aus Brüssel haben darf, 
so muss doch im Vordergrund stehen, dass 
die EU neben der NATO das große Friedens-
projekt in Europa ist, das uns nach all den 
furchtbaren Erfahrungen bis 1945 Frie-
den und seit 1989/90 auch Freiheit in ganz 
Deutschland sichert. Und es ist ein demokra-
tisches Geschenk und Wunder, dass Millio-
nen von Europäern aus 27 Staaten gemein-
sam ihr Parlament wählen. Seien Sie bitte 
dabei und wählen Sie die Union, die wie keine 
andere Partei in Deutschland mit dem euro-

päischen Friedens– und Wirtschaftsprojekt 
verbunden ist.

In Berlin haben wir die Aufgabe, mit dem 
Landeshaushalt verantwortungsvoll und 
rechtmäßig umzugehen. Das bedeutet, dass 
gespart werden muss. Unsere Aufgabe ist, 
dass dies mit Augenmaß und an den richti-
gen Stellen erfolgen muss. Sparen auf Kos-
ten der Sicherheit und zugunsten von grü-
nen Wohlfühlprojekten sollte es dabei nicht 
geben.

In Mitte haben wir einen neuen Verkehrs-
stadtrat nach dem Weggang von Frau Dr. 
Neumann von den Grünen, die sich mit einer 
einseitigen und undifferenzierten Politik ge-
gen das Auto einen Namen gemacht hat. Ihr 
grüner Nachfolger hat klargestellt, dass er 
genau diese Politik fortsetzen will. Von Ein-
sicht keine Spur. Wir werden dagegen auch 
weiterhin alles dafür tun, dass es eine Ver-
kehrspolitik für alle und nicht nur für eine 
grüne Klientel bzw. ein Verkehrsmittel gibt.

Über Ihre Anregungen und Kritik freuen 
wir uns. Kommen Sie gerne mit uns ins Ge-
spräch.

Herzliche Grüße
Ihr
Sven Rissmann, MdA
-Kreisvorsitzender der CDU Mitte-

Liebe Bürgerinnen und Bürger in Mitte,

Editorial

Sven Rissmann, MdA
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Ehrenamt

Anpacken im Ehrenamt
Abendschicht bei der Berliner Stadtmission

Die Bedeutung von ehrenamt-
lichem Engagement ist den 
meisten bewusst, doch wie es-
sentiell ebendieses in den so-
zialen Einrichtungen wirklich 
ist, wird erst richtig deutlich, 
wenn man selbst mit anpackt.

Der direkt gewählte Wed-
dinger Abgeordnete Sven 
Rissmann (CDU), der stellv. 
Bezirksbürgermeister und 
Stadtrat für Soziales und Bür-
gerdienste, Carsten Spallek 
(CDU), die stellv. Vorsitzende 
der CDU-Fraktion Mitte, Danie-
la Fritz, sowie die Bezirksver-
ordnete Monika Trautmann 
(CDU) haben jeweils eine Eh-
renamtsschicht der Berliner 
Stadtmission am Abend in der 
Notübernachtung in der Lehrter Straße 
absolviert. 

Die Notübernachtung in Moabit bietet in 
der Zeit von April bis November obdach-
losen Menschen die Möglichkeit einer 
(warmen) Mahlzeit sowie eines Schlaf-
platzes. Insgesamt stehen 125 Schlaf-
plätze zur Verfügung, doch gerade in 
den sehr kalten Nächten ist die Anlauf-
stelle der Berliner Stadtmission deutlich 
überbelegt. 

Eine enorme Herausforderung für die 
wenigen Sozialarbeiter, die gemeinsam 
mit ehrenamtlichen Helfern der Lage 
Herr werden müssen. Es fehlt nicht nur 
an Platz, sondern auch an geschultem 
Personal. Umso mehr gilt Dank und An-
erkennung den Kräften, die tagtäglich 
mit viel Herz für die betroffenen Men-
schen vor Ort sind.

Machen auch Sie mit und unterstützen 
Sie als ehrenamtliche Helfer die Berli-
ner Stadtmission!

Nähere Informationen erhalten Sie un-
ter www.berliner-stadtmission.de. (DF)

Daniela Fritz, stellv. Vorsitzende der CDU-Fraktion 
Mitte zusammen mit Monika Trautmann, Bezirksver-
ordnete in der BVV Mitte

Sven Rissmann, MdA mit Carsten Spallek, stellv. BzBm sowie Stadt-
rat für Soziales und Bürgerdienste (CDU)
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Interview

„Die Zahlen für illegale Migration müssen zeitnah runter!“
Interview mit Dr. Tim Peters, 

Kandidat der CDU Berlin für die Europawahl

Was sind die wichtigsten Themen für die 
Europawahl?

Aus meiner Sicht geht es bei der Euro-
pawahl am 9. Juni 2024 vor allem um 
drei Themen: Erstens Begrenzung von 
illegaler Migration in die EU. Zweitens 
mehr Fokus auf Wettbewerbsfähigkeit 
und Wohlstand. Und drittens die Steige-
rung der Verteidigungsfähigkeit der EU.

Was ist die Position der CDU zur Begren-
zung von illegaler Migration?

In Deutschland hatten wir im letzten 
Jahr mehr als 350.000 Asylanträge. Die 
Hauptherkunftsländer waren Syrien, 
Türkei, Afghanistan, Irak und Iran. Dazu 
kamen noch 130.000 Personen über 
den Familiennachzug ins Land. Das ent-
spricht insgesamt einer Stadt wie Duis-
burg oder Nürnberg, die in nur einem 

Jahr neu hinzugekommen ist. Wir haben 
nicht genug Unterkünfte, wir haben nicht 
genug Integrationshelfer. Es gibt nicht 
genug Wohnungen, Arbeitsplätze und 
Schulen. Hinzu kommt, dass Migranten 
überdurchschnittlich oft in der Krimina-
litätsstatistik auftauchen. Und wir haben 
immer mehr Probleme mit Islamisten in 
Deutschland, wie wir seit dem 7. Oktober 
mit zusätzlicher Schärfe beobachten. 
Daher müssen die Zahlen der illegalen 
Migration nach Deutschland und Euro-
pa unbedingt zeitnah runter. Die CDU 
hat in Brüssel den neuen EU-Migrati-
onspakt unterstützt. Die Grünen haben 
diesen Pakt gemeinsam mit der Linken 
und der AfD abgelehnt. Der Pakt ist ein 
wichtiger erster Schritt in die richtige 
Richtung. Weitere Schritte müssen aller-
dings in der nächsten Legislaturperiode 
folgen. Wer sich beispielsweise bereits 
in einem sicheren Drittstaat befindet, 

sollte kein Recht mehr auf 
ein Asylverfahren in der 
EU haben. Wer auf dem 
Mittelmeer gerettet wird, 
sollte direkt in einen si-
cheren Drittstaat am 
südlichen Ufer des Mittel-
meers gebracht werden. 
Es gilt, was Jens Spahn 
kürzlich sagte: „Wenn die 
demokratische Mitte nicht 
die irreguläre Migration 
beendet, wird die irregu-
läre Migration die demo-
kratische Mitte beenden.“

Was will die CDU für mehr 
Wettbewerbsfähigkeit 
tun?

Wir brauchen in Euro-
pa in der nächsten Le-
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Interview

gislaturperiode einen 
„Pakt für Wachstum und 
Wettbewerbsfähigkeit“! 
Europa muss wieder 
für Wachstum und Be-
schäftigung stehen. 
Das ist auch der beste 
Plan gegen antieuro-
päische Populisten von 
rechts und links. Kom-
missionspräsidentin 
Ursula von der Leyen 
hat bereits angekündigt, 
dass die Berichtspflich-
ten für Unternehmen 
um 25% gesenkt werden 
sollten. Klimaschutz 
sollte vor allem markt-
wirtschaftlich durch 
Emissionshandel und 
mit Technologieoffen-
heit umgesetzt werden. 
Das Verbrennerverbot 
muss rückgängig ge-
macht werden. 

Was muss Europa im Bereich Verteidi-
gung tun?

Im Bereich Verteidigung sollten wir eng 
mit den USA und der NATO zusammen-
arbeiten, aber wir müssen auch selber 
als EU mehr investieren und mehr ko-
operieren. Sicherheit gibt es nicht zum 
Nulltarif. Das gilt insbesondere, falls 
Donald Trump die Präsidentschafts-
wahlen in den USA diesen Herbst gewin-
nen sollte, was gegenwärtig als mög-
lich erscheint. Die Europäische Union 
muss dazu in der Lage sein, sich eigen-
ständig gegen einen konventionellen 
Angriff, zum Beispiel von Russland, 
verteidigen zu können. Wir brauchen 
auch einen funktionierenden europäi-
schen Raketenschirm gegen mögliche 
Angriffe vom Iran oder anderen ag-
gressiven Staaten. Die EU braucht eine 
engere Zusammenarbeit bei gemeinsa-
mer Beschaffung von Rüstungsgütern.

Dr. Tim Peters (50) arbeitet als 
Referatsleiter in der Verwal-
tung des Europäischen Parla-
ments. Er hat drei Kinder und 
lebt mit seiner Partnerin in 
Brüssel. Er ist Vorsitzender des 
CDU-Auslandsverbands Brüs-
sel-Belgien und stellvertreten-
des Mitglied im Vorstand der 
Europäischen Volkspartei. Als 
Jura-Student studierte er an der 
Humboldt-Universität und wohn-
te in Berlin-Mitte zwischen dem 
Nordbahnhof und dem Natur-
kundemuseum. Er war Stellver-
tretender Kreisvorsitzender der 
JU Berlin-Mitte sowie Landes-
vorsitzender der JU Berlin.

© Tobias Koch
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Aus dem Bezirk

Weg mit dem Müll
Reinigung rund um die Rehberge verstärken

Rund um die Weddinger Rehberge hat 
die Vermüllung in den Straßen in den 
letzten Jahren immer 
stärker zugenommen. 
Ein Zustand, der vor 
allem für die Anwoh-
ner der umliegenden 
Straßen ein unhalt-
barer, belastender 
Zustand ist. Dem soll-
te aber zukünftig nun 
endlich Abhilfe ge-
schaffen werden. Die 
CDU-Fraktion Mitte 
hat in Abstimmung mit 
dem direkt gewählten 
Weddinger Abgeord-
neten Sven Rissmann 
(CDU) einen Antrag 
in die Bezirksverord-
netenversammlung 
Mitte von Berlin ein-

gebracht, der das Bezirksamt u.a. er-
sucht, betroffene Bereiche seitens 

des Ordnungsamtes 
stärker kontrollie-
ren bzw. häufigere 
Schwerpunktkontrol-
len durchführen und 
den vorhandenen Müll 
schneller beseitigen 
zu lassen. Dieser wur-
de in der Mai-Sitzung 
der BVV Mitte nun be-
schlossen, sehr zur 
Freude der Antrag-
stellerin Daniela Fritz, 
stellv. Vorsitzende der 
CDU-Fraktion Mitte. 
Ein Erfolg - vor allem 
für die betroffenen An-
wohnerinnen und An-
wohner! (DF)

Internationaler Eastercup 2024

Zwischen dem 28. März und dem 01. 
April 2024 fand der Internationale Eas-
tercup 2024 zum elften Mal in Berlin-
Moabit statt. An fünf Tagen haben 1.400 
Sportler aus 25 Ländern an einem der 
größten Basketballturniere in Deutsch-
land teilgenommen. An dem Turnier 
nahmen sowohl Kinder, Erwachsene 
und Spieler in Rollstühlen teil. Schirm-
pate des Eastercups 2024 war u.a. der 
Bezirksstadtrat für Schule und Sport 
Benjamin Fritz (CDU), der das Turnier 
eröffnet hat. In seinem Grußwort er-
wähnte er, dass „der Sport zur Kommu-
nikation und Begegnung zwischen ver-
schiedenen Nationen wie kaum etwas 
anderes beiträgt“, und hat den Basket-
ballspielern den Tip gegeben „Berlin Mit-

te zu besuchen und zu entdecken.“ (BF)

Schul- und Sportstadtrat Benjamin Fritz (CDU)
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Aus dem Bezirk

Zukunft der Begegnungsstätten „Otawi-Treff“, 
„Grüntaler Treff“ und „Haus Bottrop“ gesichert

Die Zukunft der etablierten und gut 
besuchten Begegnungsstätten Otawi-
Treff (Otawistr. 46), Grüntaler Treff 
(Grüntaler Str. 21) und Haus Bottrop 
(Schönwalder Str. 4) ist gesichert. 
Der Träger „Die Wille“ übernahm die 
Einrichtung Otawi-Treff Anfang Januar 
2024 und 
setzt die 
e r f o l g r e i -
che Arbeit 
der ver-
g a n g e n e n 
Jahre fort. 
Die Besu-
cherinnen 
und Besu-
cher können 
sich wei-
terhin auf 
ein breites 
S p e k t r u m 
an Aktivi-
täten und 
Angeboten 
freuen. 
Unter dem 
neuen Na-
men „Grün-
taler Kiezoa-
se Forever 
Young“ plant die Karuna eG seit Ap-
ril 2024 die Angebote im ehemaligen 
Grüntaler Treff und öffnet die Einrich-
tung im bekannten Umfang. Auch hier 
erwartet die Besucherinnen und Besu-
cher wie gewohnt ein abwechslungs-
reiches Programm mit zahlreichen 
neuen Ideen. 
Die Arbeiterwohlfahrt (AWO) betreibt 
die Begegnungsstätte Haus Bottrop 
seit April 2024, führt die beliebten An-
gebote fort und wird es mit eigenen 
Themen ergänzen. 
Die drei Begegnungsstätten bieten al-
len Menschen einen wertvollen Ort der 

Begegnung, des Austauschs und der 
aktiven Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben. Sie leisten damit einen wich-
tigen Beitrag zur Förderung des so-
zialen Miteinanders und des nachbar-
schaftlichen Zusammenhalts in den 
jeweiligen Stadtteilen. Die neuen Trä-

ger haben 
ihre Arbeit 
bereits auf-
genommen 
und setzen 
die belieb-
ten Angebo-
te der Begeg-
nungsstätten 
mit großem 
Engagement 
fort.
„Ich freue 
mich außer-
o r d e n t l i c h , 
dass wir mit 
den neuen 
Trägern drei 
e n g a g i e r t e 
Partner ge-
winnen konn-
ten, welche 
die erfolg-
reiche Arbeit 

der Begegnungsstätten fortführen und 
weiterentwickeln werden. Die Angebote 
dieser Einrichtungen sind ein wichtiger 
Bestandteil des sozialen Lebens in un-
seren Kiezen und tragen dazu bei, dass 
sich alle Menschen bei uns willkommen 
und gut aufgehoben fühlen.“ so mittes 
Sozialstadtrat, Carsten Spallek (CDU). 
Ein ausdrücklicher Dank gilt dem bis-
herigen Träger „SelbstHilfe im Vor-Ru-
hestand“ für die langjährige und enga-
gierte Arbeit. Dank dieses Engagements 
konnten sich die Begegnungsstätten zu 
beliebten Treffpunkten für viele Men-
schen entwickeln. (CS)

Carsten Spallek (CDU)
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Aus dem Bezirk

Seit dem Angriff der Hamas auf 
Israel am 7. Oktober 2023 er-
lebt Berlin neben viel Solidari-
tät und Unterstützung für Israel 
und unsere jüdischen Mitbürger 
leider auch  eine Welle antisemi-
tischer Gewalt und ganz offen 
zur Schau gestellten Israelhass. 
Davon ist unser Bezirk besonders 
getroffen. Erinnert sei an den ver-
suchten Brandanschlag auf die 
Synagoge in der Brunnenstraße, 
wiederholter Vandalismus gegen 
israelische Fahnen vor Mittes 
Rathäusern, den Brandanschlag 
auf den Schaukasten vor dem 
Rathaus Tiergarten, Angriffe auf 
Menschen, die jüdische oder israelische 
Symbole tragen, wie am 3. Mai in der 
Beusselstraße oder zuvor den Angriff 
auf den jüdischen Studenten Anfang Fe-
bruar und schließlich zuletzt den Brand-
anschlag auf das Rathaus Tiergarten 

selbst und der Schändung des jüdischen 
Mahnmals in der Levetzowstraße.
Die BVV Mitte hat sich am 16. Mai klar 
dazu verhalten und in einer gemeinsa-
men Entschließung der Grünen, CDU, 
SPD, Linken und FDP Antisemitismus 

und extremistische Hetze deutlich 
verurteilt. Hass und Extremismus 
haben in Mitte nichts verloren.
Und doch muss man konstatie-
ren, Hass und Antisemitismus sind 
dennoch existent. Auffällig dabei 
ist eine klar erkennbare Häufung 
von Vorfällen im Ortsteil Moabit. 
Über die Gründe hierfür kann man 
im Moment wohl nur spekulieren. 
Die CDU-Fraktion in der BVV Mitte 
hat in einer Dringlichen Anfrage 
das Bezirksamt hierzu um eine Ein-
schätzung gebeten. Die Antwort des 
Bezirksamtes steht noch aus. Die 
Debatte darüber, wieso es offenbar 
so schwerfällt, Israelhass und Anti-
semitismus in unserer Gesellschaft 
zu bekämpfen muss und wird in den 
kommenden Monaten ganz sicher 
geführt werden. (OL)

Antisemitische Gewalttaten in Mitte

Mahnmal in der Levetzowstraße

Zerstörung im Rathaus Tiergarten
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Schluss mit den grünen Verkehrs-Experimenten
Anwohner in der Niederwallstraße beklagen Wegfall der Parkplätze

Aus dem Bezirk

Das Chaos um die Friedrichstraße ist 
Vielen noch gut in Erinnerung und trotz-
dem experimentiert das Bezirksamt 
Mitte unter Führung der Grünen weiter 
im ganzen Bezirk in der Verkehrspolitik 
herum. Eilig werden Fahrradstraßen 
eingerichtet, über Nacht verschwinden 
Parkplatze und sogar ganze Straßen 
werden für den allgemeinen Verkehr ge-
sperrt und entwidmet. Das alles passiert 
ohne echte Beteiligung der Anwohner 
und oft ohne verkehrliche Notwendig-
keit. Die grünen Träume vom Umbau des 
öffentlichen Raums haben aber oft ganz 
konkrete Nachteile für die direkten An-
wohner. Die Erreichbarkeit der eigenen 
Wohnung oder das wohnungsnahe Par-
ken werden erschwert, was viele ältere 
Menschen, Familien mit Kindern aber 
auch Lieferanten und Gewerbetreiben-
de oft stark belastet. „Viele Anwohner 
beklagen sich über die einseitige Poli-
tik zulasten des Autos und finden sich 
kaum mehr zurecht im Schilderwald 
aus Halteverboten und Durchfahrtsper-
rungen“, berichtet der CDU-Abgeordne-

te Lucas Schaal aus einer Runde mit An-
wohnern der Niederwallstraße. Gerade 
diese Straße ist ein gutes Beispiel für die 
einseitige Verkehrspolitik des grünen 
Bezirksamts. Eilig wurde die Straße zur 
Fahrradstraße ernannt, Poller gesetzt 
und Anwohnerparkplätze ersatzlos ent-
fernt.
Die Anwohner direkt vor Ort fühlen sich 
von den eiligen Maßnahmen übergan-
gen. „Die Niederwallstraße war immer 
eine ruhige Straße ohne viel Verkehr und 
Gefahr. Mit der neuen Fahrradzone ha-
ben wir ungefragt eine Lösung bekom-
men, ohne dass es vorher ein Problem 
gegeben hätte“, berichtet eine Anwohne-
rin, die seit 30 Jahren in der Straße lebt. 
„Der Wegfall der Parkplätze trifft uns 
leider sehr hart, weil wir auf unser Auto 
angewiesen sind. Vorher gefragt hat uns 
der Bezirk leider nicht“, berichtet sie.
Viele Anwohner haben daher nun Wi-
derspruch gegen die Maßnahmen des 
Bezirks eingelegt und wollen sich auch 
vor dem Verwaltungsgericht gegen den 
Umbau ihrer Straße wehren. (LS)

Lucas Schaal, MdA (CDU) im Gespräch mit den Anwohnern der Niederwallstraß   ©CDU-Fraktion Berlin
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Aus dem Bezirk

In den letzten Wochen konnten bei 
der Schaffung neuer Schulplätze 
durch Neubau und Sanierung wich-
tige Meilensteine für den Bezirk 
Mitte erreicht werden. Am 25. April 
2024 fand die offizielle Übergabe 
des Schulgebäudes in der Adalbert-
straße von der Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, Bauen und 
Wohnen an 
das Bezirks-
amt Mitte von 
Berlin. Durch 
die Übergabe 
geht die neue 
Schule ins 
Fachvermögen 
des Schul- und 
Sportamts Mit-
te. Zum Start 
des Schul-
jahres 2024/ 
2025 wird die 
neue Grund-
schule dann 
ihre Türen öff-
nen. Künftig 
wird die neue 
4-zügige Schule am Standort Adal-
bertstraße Platz für 576 Schüle-
rinnen und Schüler bieten. Neben 
dem neuen Schulgebäude erhält 
der Bezirk auch zwei neue dreitei-
lige Sporthallen. Neben dem klas-
sischen Sportunterricht für die 
Schülerinnen und Schüler kann der 
Bezirk so auch weitere dringend 
benötigte Hallenzeiten den Verei-
nen am Nachmittag und Abend an-
bieten.
Am 16.05.2024 hat der Bezirks-
stadtrat für Schule und Sport in 

Mitte Benjamin Fritz (CDU) die Pro-
jektvereinbarung über die Sanie-
rung der Ernst-Reuter-Oberschule 
mit der HOWOGE Wohnungsbauge-
sellschaft mbH unterzeichnet. Die-
se Projektvereinbarung bestellt der 
HOWOGE ein Erbbaurecht an dem 
Grundstück auf dem die Ernst-Reu-
ter-Grundschule sich befindet. Die 

Howoge wird 
dann ab Ende 
2026/ Anfang 
2027 die Schu-
le sanieren. 
Nach der Sanie-
rung bietet der 
Standort dann 
Platz für 1.200 
Schülerinnen 
und Schüler.
„Ich freue mich, 
dass wir mit 
der Schule in 
der Adalbert-
straße in die-
sem Sommer 
eine moderne 
Schule ans Netz 

bekommen, die eine optimale Lern-
umgebung für unsere Schülerinnen 
und Schüler bieten wird. Genauso 
wichtig ist die Unterzeichnung der 
Projektvereinbarung mit der Howo-
ge für die Sanierung der Ernst-Reu-
ter-Schule für den Bezirk. Nach der 
Fertigstellung der Sanierungsmaß-
nahme wird die Ernst-Reuter-Schu-
le sogar noch mehr Schülerinnen 
und Schülern einen Ort zum Lernen 
bieten als es bereits heute der Fall 
ist“, sagt Bezirksstadtrat Benjamin 
Fritz. (BF)

Wichtige Fortschritte bei der Schaffung 
neuer Schulplätze im Bezirk Mitte
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Wahl zur Stadtteilvertretung Turmstraße

Aus dem Bezirk

Bei den letzten Wahlen zur 
Stadtteilvertretung Turm-
straße traten insgesamt 24 
Kandidaten an, darunter 
zwei Mitglieder des CDU-
Ortsverbandes Moabit: Sven 
Fervers und Benno Elfenbüt-
tel. Beide Kandidaten nah-
men am 18. April 2024 an 
einer Kennenlernveranstal-
tung im Rathaus Tiergarten 
teil, bei der sie die Gelegen-
heit hatten, mit Bürgern, 
Gewerbetreibenden und 
Akteuren aus dem Sanie-
rungsgebiet ins Gespräch zu 
kommen.

Die Wahl der neuen Stadtteilvertre-
tung fand im April 2024 statt und 
stellt einen bedeutenden Schritt für 
die weitere Entwicklung des Stadt-
teils Turmstraße dar. Die neuen Mit-
glieder, darunter die beiden CDU-
Vertreter Sven Fervers und Benno 
Elfenbüttel, bringen frische Ideen 
und Engagement in die Arbeit der 
Stadtteilvertretung ein und setzen 
sich für die Belange der Moabiter 
Bevölkerung ein.

Die Wahl zur Stadtteilvertretung 
Turmstraße war ein großer Erfolg 
für die CDU, die erstmals Vertreter 
in dieses wichtige Gremium ent-
senden konnte. Mit Sven Fervers 
und Benno Elfenbüttel werden zwei 
engagierte Mitglieder des Ortsver-
bandes Moabit die Interessen der 
Anwohner und lokalen Akteure ver-
treten und die positive Entwicklung 
des Sanierungsgebiets Turmstraße 
weiter vorantreiben. (BE/SF)

Die Stadtteilvertretung Turmstraße (StV) 
ist ein wichtiger Teil der Bürgerbeteiligung 
im Berliner Stadtteil Moabit. Gegründet, um 
die Interessen der Anwohner im Förder- 
und Sanierungsgebiet Turmstraße zu ver-
treten, besteht die StV aus ehrenamtlich 
engagierten Mitgliedern. Ihre Hauptaufga-
ben umfassen die Beratung und Mitwirkung 
bei städtebaulichen Projekten, die Verbes-
serung des öffentlichen Raums, die Förde-
rung kultureller Einrichtungen sowie die 
Unterstützung lokaler Gewerbetreibender.

Die Stadtteilvertretung arbeitet eng mit 
der Verwaltung und der Politik zusammen 
und bringt die Anliegen und Bedürfnisse 
der Bürger direkt in die Stadtplanung ein. 
In verschiedenen Arbeitsgruppen, die sich 
auf Themen wie Bildung und Kultur, öffent-
licher Raum, Mobilität, Kommunikation 
sowie Bauen und Wohnen konzentrieren, 
entwickeln die Mitglieder fachpolitische 
Positionen und Lösungsvorschläge.

Ein zentrales Gremium ist der Sanierungs-
beirat, in dem die Stadtteilvertretung mo-
natlich mit Vertretern der Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung, des Bezirksamts 
Mitte und anderen lokalen Akteuren zusam-
mentrifft. Dieses Gremium ermöglicht eine 
transparente und konstruktive Diskussion 
über laufende und geplante Projekte im Sa-
nierungsgebiet.

Benno Elfenbüttel und Sven Fervers (beide CDU)
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Bezirksamt Mitte bietet nach Einbürgerung schnelle und einfache 
Möglichkeit, einen Personalausweis oder Reisepass zu beantragen

Durch die Zentralisierung der Einbür-
gerung ist es noch schwieriger ge-
worden, das Ende der Antragsbear-
beitung und damit den Zeitpunkt der 
Erlangung der Staatsbürgerschaft 
als Voraussetzung für die deutschen 
Personaldo-
kumente ein-
zuschätzen. 
Eine frühzeiti-
ge Terminpla-
nung für die 
Beantragung 
von Personal-
ausweis oder 
Reisepass ist 
somit nicht 
möglich.
Seit dem 2. 
Mai 2024 
wird deswe-
gen die Bean-
tragung der 
notwendigen 
Personalaus-
weise und Rei-
sepässe für 
die neu ein-
g e b ü r g e r t e n 
Menschen in 
unserer Stadt 
erleichtert und eine Möglichkeit der 
Beantragung von Personaldokumen-
ten im naheliegenden Bürgeramt Os-
loer Str. (Bürgeramt Wedding) ange-
boten.
Der dafür erforderliche Termin kann 
telefonisch über das Bürgertelefon 
unter der Nummer (030) 115 verein-
bart werden.
Die Beantragung der Ausweisdoku-
mente erfolgt dann im Bürgeramt 
Osloer Straße, Osloer Str. 36, 13359 

Berlin. Der Standort ist erreichbar 
über die nah gelegene U-Bahn-Sta-
tion Osloer Straße.
Eine Vorsprache ist nur mit verein-
bartem Termin möglich, es werden 
folgende Unterlagen benötigt:

• Einbürge-
rungsurkun-
de, sowie das 
Beiblatt zur 
E i n b ü r g e -
rungsurkun-
de (mit Foto 
und eventuel-
len weiteren 
Staatsangehö-
rigkeiten)
• Aktuelles 
biometrisches 
Passbild
• Bankkarte
„Mit diesem 
neuen ser-
viceorientier-
ten Angebot 
helfen wir, 
dass die erst-
malige Aus-
stellung der 
notwendigen 
Personaldo-

kumente zeitnah und unkompliziert 
beantragt werden kann. In Verbin-
dung mit einer weiteren Personal-
verstärkung sollen dann künftig alle 
Berlinerinnen und Berliner schneller 
Termine zur Regelung ihrer Angele-
genheiten bekommen. Das sogenann-
te 14-Tagesziel haben wir weiter fest 
im Blick.“, so der für die Bürgerämter 
zuständige Bezirksstadtrat Carsten 
Spallek (CDU) (CS)



Seite 13

Aus dem Bezirk

Weiterhin nicht gedeckter Personalbedarf führt zu 
Leistungseinschränkungen im Standesamt Mitte

Leider ist die aktuelle Stellen- und Per-
sonalsituation im Standesamt Mitte 
weiterhin unzureichend und lange War-
tezeiten für Dienstleistungen des Stan-
desamtes waren und sind die Folge. So 
dauert beispielsweise die Bearbeitung 
von Geburts- oder Sterbeurkunden der-
zeit rund fünf Wochen. 
Mit in Kraft treten 
der 3. Änderung 
des Personen-
standsrechtsän-
derungsgesetzes 
hat sich die Situ-
ation im Standes-
amt Mitte weiter 
verschärft und 
wird sich mit dem 
Gesetz über die 
Selbstbestimmung 
in Bezug auf den 
Geschlechtsein-
trag und zur Ände-
rung weiterer Vor-
schriften sowie 
mit dem Gesetz 
zur Änderung des 
Ehenamens- und 
Geburtsnamens-
rechts absehbar 
nicht verbessern. 
Die zur Umsetzung 
des Gesetzes not-
wendige personel-
le Verstärkung der Berliner Standesäm-
ter fand bisher nicht statt.
„Solange die unzureichende Personal-
ausstattung im Standesamt Mitte nicht 
behoben werden kann, muss leider mit 
weiterhin hohen Wartezeiten gerechnet 
werden. Zudem kann eine weitere Erhö-
hung der Wartezeiten nicht ausgeschlos-
sen werden.” so Bezirksstadtrat Carsten 
Spallek (CDU).
Bis sich die Personalsituation verbessert 
hat, wurde daher als ad-hoc Maßnahme 
eine Prioritätensetzung in der Bearbei-
tung der Aufgaben im Standesamt Mitte 
festgelegt. Mit hoher Priorität werden 
künftig die Erstbeurkundungen von Ge-

burten durchgeführt, die Bestattungs-
genehmigungen ausgefertigt und die 
Sterbefälle beurkundet. 
Bereits vereinbarte Termine für Ehe-
schließungen in den Trauzimmern wer-
den wie zugesagt durchgeführt. Das 
Angebot an weiteren Eheschließungster-
minen wird jedoch grundsätzlich dahin-

gehend reduziert, 
dass für die 
D u r c h f ü h r u n g 
der Eheschlie-
ßungen in den 
Trauzimmern des 
Standesamtsge-
bäudes zukünftig 
statt 20 Terminen 
pro Woche nur 
noch 10 Termine 
angeboten wer-
den. Dies bedeutet 
eine Reduzierung 
der Terminkapazi-
täten um 50 Pro-
zent. 
Auch werden die 
kostenpflichtigen 
Vaterschaftsan-
erkennungen im 
Standesamt in 
der Bearbeitung 
eingestellt. Vater-
schaftsanerken-
nungen können 

alternativ bei Notaren oder kostenfrei 
beim Jugendamt erklärt werden. 
„Mit der Reduzierung des Angebotes vor 
Ort bei uns im Trauzimmer in Mitte zu 
heiraten, werden sicherlich einige Ent-
täuschungen verbunden sein. Ich bitte 
aber um Verständnis, dass wir aktuell 
den Schwerpunkt bei den Geburts- und 
Sterbeurkunden legen müssen, damit 
Eltern zum Beispiel möglichst schnell 
die ihnen zustehenden Leistungen auf 
Kinder- oder Elterngeld beantragen kön-
nen. Die Möglichkeit, sich an anderen Or-
ten trauen zu lassen, besteht ja weiter-
hin.”, so Carsten Spallek (CDU). (CS)

Der Standort des Standesamtes Mitte im Neuen Stadthaus Bild von 
Beek100 - Eigenes Werk, CC BY-SA 3.0, https://commons.wikimedia.
org/w/index.php?curid=6989270
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Kehrenbürger-Aktion des Abgeordneten 
Sven Rissmann zusammen mit der CDU Wedding

Wer beispielsweise die Weddinger Un-
garnstraße am Schillerpark kennt, dem 
ist das große Übel bekannt: Unmengen 
illegal abgestellter Sperrmüll und Un-
rat am Straßenrand. Ein Zustand, dem 
das grün-geführte Bezirksamt Mitte 
noch immer nicht Herr wird. Kaum ist 
der „Tatort“ be-
reinigt, findet 
sich häufig be-
reits am nächs-
ten Tag neuer 
Müll an altbe-
kannter Stelle. 
Es entsteht der 
Eindruck, dass 
die Täter in der 
Nacht mit ihren 
Tr a n s p o r t e r n 
am Straßen-
rand halten und 
dann unbemerkt 
ihren Bauschutt, 
Sperrmüll und 
auch Farbreste 
illegal entsor-
gen.
Dem direkt ge-
wählten Weddin-
ger Wahlkreis-
abgeordneten 
Sven Rissmann 
ist es ein großes 
Anliegen, dass 
sich an diesen 
desaströsen Zu-
ständen endlich etwas ändert. Daher 
hat er im Rahmen der Kehrenbürger-
Aktion der BSR gemeinsam mit vielen 
weiteren Helferinnen und Helfern der 
CDU Wedding angepackt und Müll im 
Schillerpark sowie der Umgebung ent-
lang der Straßen eingesammelt.
Neben dem Problem der immer grö-
ßer werdenden Sperrmüllberge am 
Rande des Schillerparks wurde an 
diesem Nachmittag einmal mehr deut-

lich, dass die Drogenproblematik rund 
um den Leopoldplatz und die Weddin-
ger Mühlenstube in der Müllerstraße 
mittlerweile auch die Grünanlagen im 
Schillerpark erreicht hat. So haben die 
Helferinnen und Helfer der CDU-Wed-
ding auch benutztes Drogenbesteck 

einsammeln müs-
sen. Ein Zustand, 
der gerade mit 
Blick auf unsere 
Kinder unhalt-
bar ist und den 
es dringend zu 
ändern bedarf. 
Hier ist das grün-
geführte Bezirks-
amt in der Pflicht, 
endlich zu han-
deln!
Doch auch die 
Bürgerinnen und 
Bürger können 
helfen, ihren 
Wedding sauber 
zu halten. Dank 
der Ordnungs-
amt-App ist es 
möglich, die ver-
müllten Stel-
len mit wenigen 
Klicks an das 
Ordnungsamt zu 
übermitteln, wel-
ches dann tätig 
wird. Den aktu-

ellen Bearbeitungsstand der jeweiligen 
Meldungen kann man ebenfalls einse-
hen. Die App finden Sie in Ihrem App-
Store oder auch online auf der Seite des 
Ordnungsamtes unter https://www.
berlin.de/ordnungsamt-online/mobile-
app/.
Helfen auch Sie mit, den Bezirk Mitte 
und somit auch den Ortsteil Wedding 
sauberer zu machen! (DF)

Sven Rissmann, MdA gemeinsam mit Mitgliedern der CDU Wed-
ding in Aktion Sperrmüllaktion.jpeg
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Grüne vernichten 100 Parkplätze in der Kruppstraße

Zunächst war immer nur von einer provi-
sorischen Maßnahme die Rede, inzwischen 
ist klar: In der Moabiter Kruppstraße wer-
den 100 Parkplätze ersatzlos entfallen. Das 
grün geführte Bezirksamt wird nämlich die 
Anordnung zum Längsparken verstetigen, 
obwohl dies nur aufgrund der Umleitung der 
Buslinie M27 während der 
Bauarbeiten in der Perle-
berger Straße notwendig 
war. Betroffen sind davon 
vor allem die Beschäftig-
ten der Polizei Berlin, die 
vor allem diese Parkplätze 
nutzen, denn Wohnbebau-
ung gibt es in diesem Ab-
schnitt der Kruppstraße 
nicht.
Die CDU-Moabit erklärt 
dazu: “Menschen, die 24/7 
für unsere Sicherheit sor-
gen, müssen aber die Mög-
lichkeit haben, jederzeit zu 
ihrer Dienststelle zu kom-
men. Dazu gehört auch die 

Möglichkeit, ihren PKW abstellen zu können.”
Bemerkenswert in dieser Frage ist, dass bis-
her niemand begründen konnte oder wollte, 
wieso die Parkplätze wegfallen sollen. Dar-
über hinaus trifft die in der Sitzung des Aus-
schusses für Verkehr und Ordnung erfolgte 
Begründung des Zieles, die Abschaffung des 

Parkens auf dem Gehweg, 
nicht zu, da auf der Straßen-
seite, auf der nun Längs-
parken angeordnet wurde, 
zuvor nie auf der Fläche des 
Gehweges, sondern nur auf 
der Straße geparkt wurde. 
Dieses Agieren der Grünen 
in Bezirksamt und in der 
BVV Mitte kann man als Be-
leg dafür deuten, dass es 
sich eben gar nicht um eine 
rationale Sachentschei-
dung handelt, sondern er-
neut ein Zeichen gesetzt 
werden soll. Das Auto hat in 
einem grünen Bezirk Mitte 
keine Zukunft. (OL)

Es geht voran in Berlin.
Ein Jahr CDU-geführter Senat.

„Berlin jeden Tag ein Stückchen besser ma-
chen.“ Mit diesem Anspruch ist vor knapp 
einem Jahr der CDU-geführte Senat unter 
der Leitung des Regierenden Bürgermeis-
ters Kai Wegner (CDU) ins Amt gestartet. 
Und man merkt: Der Senat hält, was er ver-
spricht. An vielen Ecken unserer Stadt spürt 
man es bereits, auch bei uns in Mitte. 
Die erneute Öffnung der Friedrichstraße für 
alle Verkehrsteilnehmer war eines der ers-
ten Projekte, die der neue Senat umgesetzt 
hat. Miteinander statt Gegeneinander im 
Verkehr – das war besonders uns als CDU 
sehr wichtig. Hierzu gehörte auch die drin-
gend notwendige Begrenzung der E-Scoo-
ter innerhalb des S-Bahnrings, die Geh- und 
Radwege zu verstopfen drohten.  
Auch im Bereich der Sicherheit hat sich ei-
niges bewegt: Polizistinnen und Polizisten 
können sich darauf verlassen, dass der CDU-
geführte Senat hinter ihnen steht. So sorgt 
das neue Polizeigesetz für eine bessere Aus-
stattung unserer Einsatzkräfte und mehr 
Rechtssicherheit bei ihrer Arbeit. Mit dem 
Ziel mehr Sicherheit im öffentlichen Raum zu 

schaffen, wurde im Herbst ein Sicherheits-
gipfel abgehalten. Hier wurden unter ande-
rem konkrete Maßnahmen entwickelt, um 
die Sicherheit rund um den Leopoldplatz zu 
erhöhen. Einzelmaßnahmen umfassen dabei 
beispielsweise gesundheitliche sowie sozia-
le Präventionsmaßnahmen und eine erhöhte 
Polizeipräsenz.
Mit der Novellierung des Berliner Schulge-
setzes hat der Senat außerdem eines der 
wichtigsten bildungspolitischen Reformpro-
jekte der letzten Jahre auf den Weg gebracht. 
Kindern mit besonderem sprachlichen För-
derbedarf wird dadurch ein verpflichtendes 
Kitachancenjahr ermöglicht. Gerade bei uns 
in Mitte, einem Bezirk, in dem viele Kinder bei 
der Einschulung kein richtiges Deutsch spre-
chen, wird diese Reform unzähligen Kindern 
einen optimalen Start in das Schulleben ge-
währleisten.
Der CDU-geführte Senat zeigt: Veränderun-
gen sind möglich. Und sie werden noch wei-
ter voranschreiten. Jeden Tag ein Stückchen 
mehr. (KP)
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Eine kleine Geschichte der Turmstraße

Die Turmstraße ist die Einkaufsstraße von 
Moabit und neben Alt-Moabit auch die 
Hauptstraße des Ortsteils. Doch woher 
kommt der Name? Nicht der Turm der do-
minierenden Heilandskirche, sondern zwei 
sehr weit auseinanderliegende Kirchtürme 
– die man heute durch die Bebauung des 
19. und des 20. Jahrhunderts überhaupt 
nicht mehr sehen kann -  sollen der Grund 
dafür sein, dass 
die Straße ihren 
Namen erhielt.
Es waren der 
Turm der So-
phienkirche in 
Berlin-Mitte und 
der Turm der St. 
Nikolaikirche in 
Spandau (das da-
mals noch nicht 
zu Berlin gehör-
te), die man von 
der Straße her 
an deren Beginn 
bzw. deren Ende 
aus sehen konn-
te. 
Dies soll aber 
nach jüngsten Er-
kenntnissen nicht 
richtig sein, ob-
wohl im U-Bhf-
Turmstr. noch 
beide Kirchtürme 
auf den Keramik-
platten abgebil-
det sind und somit auf den Ursprung des 
Straßennamens verweisen sollen. Nach 
einer neuen Theorie soll sich der Name auf 
den den Pulverturm Nummer 4 beziehen, 
der an der Straße lag.
1945 trug die Straße temporär den Namen 
des stalintreuen KPD-Führers Thälmann, 
was allerdings schnell korrigiert wurde.
Am östlichen Anfang der Straße steht der 
Riesenbau des Kriminalgerichts, das von 
1902 bis 1906 von Thoemer und Fasquel 
erbaut wurde. 
Der wilhelminische Bau gefiel den Japanern 
so gut, dass er sich in Form einer Kopie als 
Justizpalast in Tokio wiederfindet.
Auch das Amts- und Landgericht sind an der 
Turmstr. angesiedelt.

Das ehem. Krankenhaus Moabit vis a vis  
gehört auch zur Straße.
Der kleine Tiergarten gehörte seit 1655 
zum Tiergarten, wurde aber 1835 von die-
sem wegen des Baus der Schinkel‘schen St. 
Johanniskirche in Alt-Moabit abgetrennt. 
Die neugotische Heilandskirche mit ihrem 
87 Meter hohen und spitzen, weithin sicht-
baren Turm wurde von den Architekten 

Schulze und Kischke 
1895/96 errichtet.
Nach den Zerstö-
rungen des 2. Welt-
krieges wurde das 
Kirchenschiff in ver-
einfachter Form wie-
deraufgebaut.
Weiteres Highlight 
der Straße ist das 
1935-37  erbaute 
Rathaus Tiergarten 
und die dahinter 
liegende Arminius-
Markthalle.
Neben der evange-
lischen Heilandskir-
che liegen noch zwei 
katholische Kirchen 
an der Straße.
Das ebenfalls neugo-
tische Dominikaner-
kloster und dessen 
Kirche St. Paulus 
an der Oldenbur-
ger Str., auf dessen 
Vorgängerbau sich 

1869 der sog. „Moabiter Klostersturm“  ent-
lud, der durch nichts zu rechtfertigen ge-
wesen war! Die Pfarrkirche St. Laurentius 
an der Bandelstr., die im Krieg völlig durch 
Bomben zerstört wurde und durch einen 
Neubau ersetzt wurde, der sich aber  - was 
Kubatur und Aussehen betrifft - an die alte 
Kirche anlehnt.
Die Straße ist auch eine Einkaufstraße mit 
Haltestellen von U-Bahn, Bussen und – neu-
erdings auch – Straßenbahnen.
Unzählige Gaststätten mit Speisen aus aller 
Welt machen die Straße auch zu einem kuli-
narischen internationalen Highlight.
Es lohnt sich, der Turmstraße einen Besuch 
abzustatten! (HB)

Kriminalgericht Moabit in der Turmstraße. Bil von Fridolin freudenfett 
(Peter Kuley) - Eigenes Werk, CC BY-SA 3.0, https://commons.wikimedia.
org/w/index.php?curid=16378813


